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POLITIK ZUM ANFASSEN
Von Jacqueline Badran

Tausende kamen. Wohnungssuchen-
de, Architekten, Junge, Zürcherin-

nen, Politikerinnen, Stadtwanderer, Alte,
Interessierte, Ökofreaks, Familien, Stadt-

entwicklungsexperten, Nichtzürcherin-
nen und NichtWohnungssuchende. Und
alle hatten sie etwas gemeinsam. Sie hat-

ten so ein Strahlen auf dem Gesicht
und ein Leuchten in den Augen.
Dasjenige Strahlen, das einem aufs

Gesicht gezaubert wird, wenn Er-

Wartungen und Sehnsüchte über-
troffen werden.

Auch ich strahlte am Einwei-
hungsfest und Tag der offenen Tür
der neuen Genossenschaftssied-

lung Kalkbreite in Zürich. Vor exakt

vierzig Jahren hatte die SP eine
Volksinitiative eingereicht zur ge-
meinnützigen Überbauung des

Areals an der Kalkbreite. Danach
ein politischer Marathonlauf vieler
Politikerinnen-Generationen. Auch
ich habe einen klitzekleinen Beitrag
dazu geleistet. Und nun stand es da

in voller Pracht. Ich lief tatsächlich
in dem herum, was ich mir zuvor
nur in meiner Phantasie hatte aus-
malen können: ein in jeder Hinsicht
wunderbares Bauwerk, ökologisch,
sozial, innovativ, wirtschaftlich. Eine

Siedlung von Menschen für Menschen.
Beton gewordene Politik zum Anfassen.

Mehr davon
«Mehr davon», dachten ich und vermut-
lieh auch die Tausende begeisterter Besu-
cherlnnen. Das war das, was das Leuch-
ten in deren Augen bedeutete. Das ist das,

was die Welt braucht, was die Schweiz
braucht. Nicht die seelenlosen Betonqua-
drate, die in Städten und Agglomeratio-
nen hochgezogen werden: gesichts- und
sinnloser Siedlungsbrei, wo die krasse

Renditeorientierung förmlich aus den

Betonporen quillt.

Mehr davon können wir bekommen: Am
28. September 2014 können die Stim-
menden des Kantons Zürich Ja sagen.
Ja sagen zu mehr gemeinnützigem nicht-
renditeorientiertem Wohnbau. Mehr
vom dritten Weg zwischen Wohneigen-
mm und Miete. Mehr Durchmischung in
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den Gemeinden. Mehr Ökologie im um-
fassendsten Sinn des Wortes. Mehr gene-
rationenübergreifendes Wohnen. Mehr
Nachbarschaftsgemeinschaft und -hilfe.
Mehr Gemeindeautonomie. Mehr Um-
Setzung von Verfassungsaufträgen. Mehr
Kaufkraft bei den Menschen. Und all das,

ja, all das zusammen zu weniger Kosten.
Und weder den Staat noch sonst jeman-
den kostet es einen Rappen.

Rahmenbedingungen für
die Expansion
In wenigen Wochen stimmen wir im Kan-
ton Zürich über eine Änderung des Pia-

nungs- und Baugesetzes ab. Wir schaffen

damit die gesetzliche Grundlage, dass

Gemeinden Zonen für den gemeinnützi-
gen Wohnungsbau aussscheiden können
(falls sie wollen). O.K., wir mussten Kom-
promisse machen. Es dürfen auch Nicht-
Genossenschaften solche Wohnungen
bauen und sie dürfen auch eine Rendite

machen, aber die Wohnungen müs-
sen preisgünstig sein. Die Philoso-

phie dahinter ist, dass Eigentümer
für die hohen leistungsfreien Ge-

winne, die sie durch Planungs-
mehrwerte (Ein- und Aufzonun-
gen) erhalten, einen Teil zurückge-
ben müssen durch Verzicht auf eine
allzu hohe Rendite. Der Effekt wird
sein, dass vor allem Genossenschaf-

ten den Bau übernehmen werden.
Dies insbesondere bei gemeinde-
eigenem Land. Oder auch bei sehr

grossen Arealen.

Wegen der horrenden Landprei-
se haben Genossenschaften zuneh-
mend Schwierigkeiten, Land zu er-
werben. Mit der neuen gesetzlichen
Grundlage dürfte dies einfacher
werden. Und Gemeinden wie Thal-

wil, Küsnacht, Zürich oder Winter-
thur, die solche Zonen schon lange
einfordern, gibt man ein Stück Ge-

meindeautonomie. In unseren Bundes-
und Kantonsverfassungen sowie in unse-
ren Traditionen ist die Förderung des

gemeinnützigen Wohnungsbaus fest ver-
ankert. Stimmen wir Ja und machen wir in
anderen Kantonen ebensolche Initiati-
ven, damit wir auch hier irgendwann
buchstäblich sagen können: Politik zum
Anfassen.

PS: Und glauben Sie den Gegnern der

Vorlage kein Wort. Genossenschaften
sind nicht subventioniert. Punkt.
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